
 

 

Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Brandenburg 

Teil I – Gesetze 

30. Jahrgang Potsdam, den 20. Juni 2019 Nummer 31 

Erstes Gesetz zur Änderung des Landesaufnahmegesetzes 

Vom 19. Juni 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Landesaufnahmegesetzes 

Dem § 14 des Landesaufnahmegesetzes vom 15. März 2016 (GVBl. I Nr. 11), das durch Artikel 19 des Gesetzes vom 

8. Mai 2018 (GVBl. I Nr. 8 S. 18) geändert worden ist, wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Zur Unterstützung kommunaler Integrationsangebote erhalten die Landkreise und kreisfreien Städte in den Haus-

haltsjahren 2019 und 2020 eine jährliche Integrationspauschale in Höhe von 300 Euro pro Person 

1. für jede bis einschließlich 31. Dezember des jeweiligen Vorjahres aufgenommene Person nach § 4 Nummer 1 

und 2, 

2. für jede am 1. Januar des jeweiligen Jahres leistungsberechtigte Person nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

und 

3. für jede zum 1. Januar des jeweiligen Jahres von der Erstattungsbehörde auf der Grundlage der statistischen Daten 

der Bundesagentur für Arbeit ermittelte regelleistungsberechtigte Person nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-

buch aus den nichteuropäischen Asylherkunftsländern; für die Jahre 2019 und 2020 wird die Anzahl der Regelleis-

tungsberechtigten nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch aus den nichteuropäischen Asylherkunftsländern zum 

1. Januar 2016 von der Anzahl der Regelleistungsberechtigten nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch aus den 

nichteuropäischen Asylherkunftsländern zum 1. Januar des jeweiligen Jahres abgezogen. 

Die Auszahlung der Integrationspauschale erfolgt durch die Erstattungsbehörde nach § 13 Absatz 2 Satz 3. Die Land-

kreise und kreisfreien Städte sollen in angemessenem Umfang Mittel der Integrationspauschale an die kreisangehörigen 

Städte und Gemeinden zur Unterstützung ihrer Integrationsarbeit weiterleiten. Bei Inanspruchnahme der Integrations-

pauschale durch die Landkreise und kreisfreien Städte berichten diese jährlich über die Verwendung der Mittel an den 

jeweiligen Kreistag beziehungsweise die jeweilige Stadtverordnetenversammlung.“ 



 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 19. Juni 2019 

Die Präsidentin 

des Landtages Brandenburg 

Britta Stark 

Herausgeberin: Die Präsidentin des Landtages Brandenburg 
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